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3483
Negativer Kompetenzkonflikt zwischen einem Gericht und einer
Verwaltungsbehörde. Die Rechtskraft der Unzuständigkeitsent-
scheidungen ist keine Voraussetzung für das Entstehen eines
negativen Kompetenzkonfliktes. Teilweise kompetenzwidrige Ent-
scheidungen sind aufzuheben, wenn der richtige Entscheidungsteil
vom unrichtigen nicht zu sondern ist. (Brotpreisstützung, Aus-

gleichszuschüsse im Mühlenausgieichsverfahren.)
Erk. v. 18. Dezember 1958, K 1-4/58.

Zur Entscheidung über den von Franz T. gegen den Getreideausgleichs-
fonds erhobenen Anspruch ist das Gericht insoweit zuständig, als Zahlung
von (Brot-) Getreidepreisstützung begehrt wird; hingegen ist der Getreide-
ausgleichsfonds insoweit zuständig, als die Gewährung (Auszahlung) von
Ausgleichszuschüssen im Mühlenausgleichsverfahren begehrt wird.

Der Beschluß des Landesgerichtes für ZRS; Wien vom 2. Juli 1956 und
der ihn bestätigende Beschluß des Oberlandesgerichtes Wien vom 21. Septem-
ber 1956, sowie der Bescheid des Landeshauptmannes von Steiermark vom
16. Mai 1958 werden aufgehoben.

Entscheidungsgründe:
I. Franz T. hat am 14. März 1956 beim Landesgericht für ZRS.

Wien gegen den Getreideausgleichsfonds in Wien eine Klage auf
Zahlung eines Betrages von S 16.566,45 s. A. eingebracht. In ihr
behauptete der Kläger, daß die Abrechnung des Getreideausgleichs-
fonds zum 31. Jänner 1954 für ihn ein sich aus ihm zukommenden
Ausgleichszuschüssen und aus von ihm zu leistenden Ausgleichs-
beträgen ergebendes Guthaben von S 21.015,47 ausweise, und im
weiteren, daß ihm auf Grund der in der Niederschrift vom 8. Juni 1954
enthaltenen Feststellungen des steiermärkischen Landesstellenleiters
des Fonds für die Zeit vom 1. Februar 1954 bis zur Stillegung der
Mühle im Mai 1954 Ausgleichszuschüsse in der Höhe von S 6819,80
gebühren. Mit dem Betrag von S 21.015,47 verrechnet der Kläger
die ihm mit Strafurteil auferlegte Zahlung an den Fonds in der Höhe
von S 11.268. Das Klagebegehren von S 16.566,45 setzt sich daher
aus dem restlichen Guthaben zum 31. Jänner 1954 von S 9746,65
und aus dem Betrage von S 6819,80 je s. A. zusammen.

In der Klage werden auch "Stützungsbeträge" erwähnt, deren
rechtlicher Charakter nicht erklärt wird, so daß es offen bleibt, ob
sie Positionen innerhalb des Mühlenausgleichsverfahrens oder Brot-
getreidepreisstützungen sind. Die Klage enthält auch keine Angabe,
ob und in welcher Höhe Beträge dieser Art in der Klagesumme ent-
halten sind.
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In der vom Fonds erstatteten KlagebeantwortuRg wird zwischen
dem Guthaben des Klägers im Mühlenausgleichsverfahren und aus
Getreidepreisstützung unterschieden. Allerdings weichen die ziffern-
mäßigen Angaben der Klagebeantwortung von den Angaben der
Klage ab. Das Gesamtguthaben des Klägers zum Jänner 1954 wird
mit S 26.799,05 angegeben. Im Prozeßverfahren wurde die Ver-
schiedenheit der von den Parteien zum gleichen Verrechnungsstichtag
angegebenen Salden nicht erörtert. Der Fonds teilte die von ihm
bekanntgegebene Summe in eine Forderung des Klägers aus dem
Mühlenausgleichsverfahren in der Höhe von S 8866,45 und für Ge-
treidepreisstützung in der Höhe von S 17.932,60 und gab an, daß
sich die erstgenannte Post später durch eine richtiggestellte Abrech-
nung und durch Zinsengutschriften um S 3165,49 auf S 12.031,94
erhöht hat. Die Teilforderung von S 6819,18 wurde bestritten.

Das Prozeßgericht hat die Klage mit Beschluß vom 2. Juli 1956
aus dem Grunde der Unzuständigkeit zurückgewiesen und die Nichtig-
keit des gesamten Verfahrens ab einschließlich Klagseinbringung
ausgesprochen. Das Oberlandesgericht Wien als Rekursgericht
hat mit Beschluß vom 21. September 1956 die erstinstanzliche Ent-
scheidung bestätigt. Diese ist damit in Rechtskraft erwachsen.

In der Folge hat der mit Beschluß des Landesgerichtes für ZSR.
Graz vom 9. Juli 1956 im Konkurse über das Vermögen des Franz T.
bestellte Masseverwalter den gleichen Anspruch in der Höhe von
S 16.566,45 mit Schreiben vom 17. November 1956 und 18. Jänner
1957 beim Getreideausgleichsfonds geltend gemacht. Hierüber hat
der Fonds mit Bescheid vom 28. Februar 1957 entschieden, daß der
"Antrag der Mühle Franz T. vertreten durch den Masseverwalter,
Herrn Rechtsan"walt Dr. Ottokar M., auf Auszahlung von S 21.015,47"
im Sinne des § 20 des Getreidewirtschaftsgesetzes, BGBL Nr. 149/56,
abgewiesen wird. Hiebei wurde der Betrag von S 21.015,47 offenbar
irrtümlich genannt, denn er ist im Schreiben vom 17. November
1956 lediglich als erste Aktivforderung genannt, in Wirklichkeit
hat der Fonds den bei ihm geltend gemachten Antrag, so wie er
gestellt worden "war, abgewiesen. Auch in dieser bescheidmäßigen
Erledigung unterscheidet der Fonds zwischen den Guthabensbeträgen
aus der Mühlenausgleichskasse, welche hier mit S 11.942,20 beziffert
werden und einem Guthaben an Getreidepreisstützung in der Höhe
von S 6921,10. Die erste Summe verringert sich nach den Bescheid-
ausführungen durch den Gegenposten auf S 10,30, hingegen wurde
der zweite Betrag dem Bundesmin~sterium für Land- und Forst-
wirtschaft übermittelt.

Der Landeshauptmann von Steiermark hat mit Bescheid vom
16. Mai 1958 die Entscheidung des Fonds mit der Begründung auf-



Nr. 3483. Erk. v. 18. Dezember 1958, K 1-4/58. 519

gehoben, daß über das Begehren des Masseverwalters nicht die Ver-
waltungsbehörde, sondern die ordentlichen Gerichte zu entscheiden
haben. Diese Rechtsmeinung wurde aus dem Erk. des Verfassungs-
gerichtshofes vom 18. Oktober 1957, Slg. Nr. 3262 abgeleitet.

Damit haben sowohl das Gericht als auch die Verwaltungsbe-
hörde in derselben Sache ihre Zuständigkeit zur Entscheidung ab-
gelehnt.

Der Masseverwalter ist beteiligte Partei und daher zur Geltend-
machung des negativen Kompetenzkonfliktes berechtigt, wenngleich
die gerichtliche Entscheidung gegenüber Franz T. persönlich er-
gangen ist, denn die Rechtskraft dieser Entscheidung bindet auch
den Masseverwalter.

Gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes hat der Masse-
verwalter die Berufung an das Bundesministerium für Land-' und
Forstwirtschaft erhoben. Diese Entscheidung war daher im Zeit-
punkt der Geltendmachung des Kompetenzkonfliktes noch nicht
rechtskräftig. Die Rechtskraft der Unzuständigkeitsentscheidungen
ist aber keine Voraussetzung für das Entstehen eines negativen
Kompetenzkonfliktes (vgl. Erk. VerfGH. Slg. 2687/1954).

Es ist daher ein negativer Kompetenzkonflikt zwischen einem
Gericht und einer Verwaltungsbehörde im Sinne des Art. 138 Abs. 1
lit. a B.-VG. und § 46 VerfGG. 1953 entstanden.

H. Der Verfassungsgerichtshof ist bei der vorliegenden Ent-
scheidung davon ausgegangen, daß es nicht auf die rechtliche Beur-
teilung der Sache durch die Parteien, sondern auf die wirkliche Sach-
und Rechtslage ankommt (so schon Erk. Reichsgericht vom 8. Mai
1916, Hye-Hugelmann, XVII. Teil, Nr. 2238, Rechtssatz a) und
Seite 236). Zu diesem Zwecke ist das gesamte Prozeßmaterial heran-
zuziehen, also neben dem Vorbringen der klagenden Partei auch das
der beklagten Partei.

Aus dem beiderseitigen Vorbringen, insbesondere aus dem des
Fonds, im gerichtlichen Verfahren ergibt sich, daß der vom Kläger
eingeklagte Saldo das Ergebnis der Verrechnung von Ausgleichs-
zuschüssen mit Ausgleichsbeiträgen im Mühlenausgleichsverfahren
- von welchen nach der Angabe des Klägers die Zuschüsse zum
Teil vom Fonds anerkannt, zum Teil nicht anerkannt worden sind -
und Beträgen für Getreidepreisstützung ist.

Die Größe der Anteile dieser verschiedenen Forderungen läßt
sich ohne Beweiserhebungen, die von keiner Instanz vorgenommen
worden sind, nicht ermitteln. Dies nachzuholen kann nicht die
Aufgabe des Verfassungsgerichtshofes bei der Lösung der Kompetenz-
frage sein. Wohl aber mußte bei der Entscheidung, in welchem Um-
fang die dem Erk. des Verfassungsgerichtshofes entgegenstehenden
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Akte aufzuheben waren (§ 51 VerfGG. 1953) die Vermengung von
Forderungen verschiedener rechtlicher Qualität berücksichtigt werden_

IH. Der Zweck des (Mühlen-)Ausgleichsverfahrens besteht darin,
die sich aus der Preisfestsetzung für Brot und Mehl und aus der
Verschiedenheit der Preise für Roggen und Weizen ergebenden Dif-
ferenzbeträge in der Weise auszugleichen, daß bei der Vermahlung
von Brotgetreide Ausgleichsbeträge an den Fonds geleistet oder
Ausgleichszuschüsse vom Fonds gewährt werden. Das Mühlenaus-
gleichsverfahren ist nach § 6 Abs. 4 Getreidewirtschaftsgesetz 1956
(Wiederverlautbarung BGBL Nr. 149/1956) - ebenso schon § 5
Abs. 4 des Stammgesetzes, BGBL Nr. 168/1950, - vom Fonds
durchzuführen. Der Fonds setzt die von ihm zu leistenden (Ausgleichs-)
Zuschüsse fest (§ 6 Abs. 4 und Abs. 3 Getreidewirtschaftsgesetz
1956). Seine Entscheidungen über die Gewährung von Zuschüssen
sind endgültig (§ 20 Abs. 2 erster Satz). Sie unterliegen daher nicht
der Anfechtung iin Verwaltungsverfahren.

Ein wie immer beschaffenes rechtswidriges Verhalten des Fonds
kann daher nur mit den Mitteln des Verwaltungsrechtes bekämpft
werden, die Gerichte sind somit in dieser ·Materie nicht in der Lage,
Abhilfe zu schaffen.

Soweit demnach in dem eingeklagten Verrechnungsbetrag Aus-
gleichszuschüsse enthalten waren, sind die Gerichte hierüber zu er-
kennen unzuständig, aber auch dem Landeshauptmann geht, wegen
des ausgeschlossenen Rechtszuges, die Zuständigkeit zu einer Ent-
scheidung ab. Zuständig ist hier der Fonds allein.

IV. Die Ausgleichsbeiträge und andere Forderungen des Fonds,
wie Verwaltungskostenbeiträge usw., bildeten im vorliegenden Fall
keinen Streitpunkt. Die Kompetenzfeststellung braucht daher
auf sie nicht Bedacht zu nehmen. Bemerkt sei nur, daß für Ausgleichs-
beträge keine Beschränkung des Rechtsmittelzuges besteht.

V. Zur rechtlichen Natur der Brotgetreidepreisstützung, aber
auch nur zur ihr allein, hat der Verfassungsgerichtshof in seinem
Erk. vom 18. Oktober 1957, Slg. Nr. 3262, Stellung genommen.
Er hat dort ausgeführt, daß dem Fonds auf diesem Gebiet die Fähig-
keit zu hoheitlichem Handeln abgeht.

Diese Rechtslage ist durch die 5. Getreidewirtschaftsgesetz-
novelle, BGBL Nr. 275/1955, welche im Falle des Vorerkenntnisses
nicht anzuwenden war, teilweise geändert worden.

Die Materie als solche ist auch heute gesetzlich nicht geregelt.
Der Bund stellt lediglich aus Budgetmitteln Geldbeträge zur Stützung
des Brotpreises zur Verfügung und bedient sich zur Verteilung dieser
Subventionen des Apparates des Fonds. Allerdings hat gegenwärtig
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der Fonds das Recht (§ 10 Getreidewirtschaftsgesetz 1956), Unter-
nehmern, in deren Betrie b unter Verletzung bestehender
Bestimmungen Mehlerzeugnisse ohne Bedarfsnachweisung weiter-
gegeben werden, den Rückersatz der gewährten öffentlichen Stützungs-
mittel auf Basis der Roggenvermahlung durch Bescheid aufzutragen
und in gleicher Weise den Rückersatz von öffentlichen Stützungs-
mitteln vorzuschreiben, deren Zahlung durch eine im § 69, Abs. 1
lit. a AVG. 1950 genannte Handlung erwirkt worden ist. Damit I
ist aber .,!!ill:.-difL.BnQkfQrderung gewährter (gezahlter) Stützungs-
mittel unter den im Gesetze genannten Voraussetzungen zu einer
hoheitlichen Verwaltungssache geworden, nicht aber die sonstige I
Gebarung mit öffentlichen Stützungsmitteln--:----

Über eine Klage gegen den Fonds auf Zahlung von .Brotpreis-
stützungs mitteln haben somit die ordentlichen Gerichte zu erkennen.

Soweit in dem Klagebegehren Ansprüche dieser Art enthalten
waren, durfte das Gericht nicht seine Unzuständigkeit aussprechen.
Hingegen war der Landeshauptmann in diesem Umfang zuständig.
den Bescheid des Fonds aufzuheben und zu beseitigen.

VI. Im vorliegenden Fall haben die Instanzen den Klagsanspruch
zu Unrecht als eine Einheit betrachtet. Es ergibt sich nun, daß ihre
Entscheidungen der Kompetenzlage teilweise entsprechen und teil-
weise widersprechen, ohne daß es möglich ist, den richtigen Ent-
scheidungsteil von dem unrichtigen zu sondern. Daher waren die
ergangenen Entscheidungen zur Gänze aufzuheben. Das Gericht
wird bei seiner neuerlichen Entscheidung festzustellen haben, welcher
Teil des Begehrens auf Brotpreisstützung entfällt und wird in diesem
Umfang eine Sachentscheidung zu fällen haben; hingegen bleibt
im Umfange der Ansprüche aus dem Mühlenausgleichsverfahren
der ordentliche Rechtsweg verschlossen. Der Landeshauptmann
VOll Steiermark wird ebenfalls bei seiner neuerlichen Berufungs-
entscheidung die Ansprüche nach ihrer rechtlichen Qualität zu trennen
haben und die Berufung des Masseverwalters im Punkte der Zu-
schüsse als unzulässig zurückzuweisen zu haben, denn über sie hatte
der Fonds endgültig, somit unter Ausschluß eines Verwaltungs-
rechtszuges, zu entscheiden. Soweit jedoch der Fonds über Getreide-
preisstützung entschieden hat, wird der Berufung des Masse-
verwalters stattzugeben und die Entscheidung des Fonds zu beseitigen
sein, der zu einer bescheidmäßigen Ablehnung von Anträgen auf
Gewährung von Getreidepreisstützungsmitteln nicht zuständig ist.
ßjnen Bescheid nach§ 10 Getreidewirtschaftsgesetz 1956 hat der
Fonds nicht erlassen und es war in diesem Verfahren auch nicht zu
.E.ntersuchen, ob der Fonds die Bestimmung, die durch die 5. Ge:
t:!"eidewirtschaftsgesetznovelle mit Wirkung ab 31. Dezember 1955
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(Art.:_.!!.r1~~~gElf~~!.~__.':I::0rde~.j~t-,--~llX.i~~eJ:. }~?~~!:eti~i<:JE!'.~..ß:~9.ht~
verhältnisse anwenden dürfte.

Die Partei hätte den Bescheid des Fonds, soweit er sich auf
Mühlenausgleichszuschüsse bezog, nur vor den Gerichtshöfen des
öffentlich!Jn Rechtes bekämpfen können. Gegenwärtig besteht der
Bescheid nicht. Er wird aber durch die neu zu treffende Berufungs-
entscheidung des Landeshauptmannes, wenn auch in einem ein-
geschränkten Umfang, mit der Wirkung wiederhergestellt werden,

.als ob er niemals außer Wirksamkeit gesetzt worden wäre. Die
Frist zur Anrufung der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes gegen
den Bescheid des Fonds im Punkte der Zuschüsse wird daher mit
der Zustellung der neuen Berufungsentscheidung bereits verstrichen
sein. Ob diese Situation eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
gegen die Versäumung der Beschwerdefrist rechtfertigt, werden
im Anrufungsfall die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes zu be-
urteilen haben.

3484
Verweigerung einer Konzession zum Betriebe eines Ausflugs-
wagen-Gewerbes. (Gelegenheitsverkehr.) Gleichheit vor dem

Gesetz. Freiheit der Erwerbsbetätigung.
Erk. v. 19. Dezember 1958, B 129/58.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen und dem Verwaltungs-
gerichtshof abgetreten.

Entscheidungsgründe :
1. Der Landeshauptmann von Tirol hat mit Bescheid vom 20. Au-

gust 1957 dem Gottfried A. die Erteilung einer Konzession zur
Ausübung des Ausflugwagengewerbes (§ 3 lit. ades Gelegenheits-
verkehrs-Gesetzes, BGBl. Nr. 85/1952) verweigert. Der dagegen
erhobenen Berufung hat der Bundesminister für Handel und Wieder-
aufbau mit Bescheid vom 23. März 1958 keine Folge gegeben und den
angefochtenen Bescheid bestätigt. Dagegen richtet sich die gegen-
ständliche Beschwerde des Gottfried A.

11. Der Beschwerdeführer macht vor allem die Verletzung des
Gleichheitsrechtes geltend. Zur Begründung führt er zunächst
aus:

Bei der Sachverhaltsermittlung hinsichtlich des Bedarfes nach
einem neuen Unternehmen sei die Behörde vorschriftswidrig vor-
gegangen. Sie habe nämlich bei der Prüfung der Bedarfsfrage elf
Omnibusse der Firma M. als für die Bedarfsdeckung zur Verfügung
stehend in Rechnung gestellt, obwohl der Konzessionsinhaber Hein-


